
Die Justizminister der
EU-Mitgliedstaaten
nahmen am 8. Juni

2017 eine „allgemeine Aus-
richtung über den Vorschlag
zur Europäischen Staatsan-
waltschaft (EStA)“ an. Sie
einigten sich auf den endgül-
tigen Text des Vorschlags ei-
ner Verordnung zur Einrich-
tung der EStA. Dadurch wur-
de der Weg für die Einfüh-
rung der EU-Justizbehörde
geebnet. 

Es beteiligen sich jedoch
ausnahmsweise nicht alle 28
EU-Mitgliedstaaten an der
EStA, sondern – im Wege
der verstärkten Zusammen-
arbeit, die ein besonderes
Beschlussfassungsverfahren
darstellt – insgesamt zwan-
zig Länder an dem Verord-
nungsvorschlag. 

Neben Österreich und
Deutschland nehmen Bel-
gien, Bulgarien, Estland,
Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Italien, Kroatien,
Lettland, Litauen, Luxem-
burg, Portugal, Rumänien,
die Slowakei, Slowenien,
Spanien, die Tschechische
Republik und Zypern an der
verstärkten Zusammenarbeit
teil. 

Für jene Mitgliedstaaten,
die sich noch nicht beteili-
gen, gibt es die Möglichkeit,
dies zu einem späteren Zeit-
punkt nachzuholen. 

Die Annahme des Vor-
schlags im Wege der ver-
stärkten Zusammenarbeit ist
gemäß Artikel 86 des Ver-
trags über die Arbeitsweise
der Europäischen Union
(AEUV) als Möglichkeit
vorgesehen, da die Einfüh-
rung der EStA bei den Ver-
handlungen zum Vertrag von
Lissabon umstritten war. Für
die endgültige Annahme des
Verordnungsvorschlags ist
die Zustimmung des Euro-

päischen Parlaments erfor-
derlich. Diese wird für
Herbst 2017 erwartet. Die
Europäische Kommission
legte am 17. Juli 2013 den
Vorschlag für eine Verord-
nung des Rates über die Er-
richtung der Europäischen
Staatsanwaltschaft vor. 

Mit der Zustimmung des
Europäischen Parlaments
würden daher die vier Jahre
dauernden Verhandlungen
über den Verordnungsent-
wurf der Europäischen Kom-
mission beendet werden und
eine der wesentlichsten Neu-
erungen des Vertrags von
Lissabon im Bereich Justiz
und Inneres könnte in Kraft
treten. Die neue Behörde soll
voraussichtlich ab 2020 ihre
Tätigkeit aufnehmen. 

Die Notwendigkeit der
Einrichtung einer EStA wur-
de von der Kommission stets
mit dem Argument begrün-
det, dass derzeit die zustän-
digen nationalen Behörden
nicht immer die notwendi-
gen Maßnahmen treffen
würden, um Straftaten gegen
das Unionsbudget zu ahn-
den. 

Derzeit könne der Betrug
zum Nachteil der finanziel-
len Interessen der Union nur
von einzelstaatlichen Behör-
den strafrechtlich untersucht
und verfolgt werden, deren
Befugnisse jedoch an der
Staatsgrenze enden. Strafta-
ten gegen die finanziellen In-
teressen der EU sind jedoch
häufig komplex und verursa-
chen einen geschätzten jähr-
lichen Schaden von mehre-
ren hundert Millionen Euro
(siehe Europäische Kommis-
sion, Mitteilung: Jeder Euro
zählt — Häufig gestellte Fra-
gen zur Europäischen Staats-
anwaltschaft, MEMO 13-
693, 17.7.2013).

Zuständigkeit der Europäi-
schen Staatsanwaltschaft.
Die EStA ist gemäß ihrer im
Artikel 86 AEUV enthalte-
nen Rechtsgrundlage für die
„Bekämpfung von Straftaten
zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union“ verant-
wortlich. Unter dem Begriff
„finanzielle Interessen der
Union“ sind nach Art. 2 lit.
b. der EStA-Verordnung „al-
le Einnahmen, Ausgaben und
Vermögenswerte, die im
Haushaltsplan der Union und
in den Haushaltsplänen der
nach den Verträgen geschaf-
fenen Organe, Einrichtungen
und sonstigen Stellen oder in
den von diesen verwalteten
und überwachten Haushalts-
plänen erfasst werden“, zu
verstehen. 

Die Europäische Kom-
mission, die den Vorschlag
der Verordnung zur Einrich-
tung der EStA unterbreitete,
und der EU-Gesetzgeber (in
diesem Fall nur der Rat)
mussten sich daher bei der
Umsetzung der primärrecht-
lichen Rechtsgrundlage in-
nerhalb dieses Kompetenz-
rahmens bewegen. 

Der (bis zur Zustimmung
des Europäischen Parlaments
und Veröffentlichung im
Amtsblatt der EU) bloß vor-
läufige Text der EStA-Ver-
ordnung sieht vor, dass die
neue Behörde nur für die
strafrechtliche Untersuchung
und Verfolgung sowie die
Anklageerhebung in Bezug
auf Personen, die als Täter
oder Teilnehmer Straftaten
zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union, began-
gen haben, zuständig ist. 

Es gibt zwar die theoreti-
sche Möglichkeit, die Kom-
petenzen der EStA auf
schwere Kriminalität mit
grenzüberschreitender Di-
mension (etwa Terrorismus)

auszuweiten, doch ist dafür
ein einstimmiger Beschluss
des Europäischen Rates
(Staats- und Regierungs-
chefs) erforderlich. 

Aufbau und Funktionen.
Die EStA gliedert sich in ei-
ne zentrale und in eine de-
zentrale Ebene: Die zentrale
Ebene besteht aus der zentra-
len Europäischen Staatsan-
waltschaft am Sitz der Euro-
päischen Staatsanwaltschaft
und setzt sich aus dem Kolle-
gium, den Ständigen Kam-
mern, dem Europäischen Ge-
neralstaatsanwalt, den Stell-
vertretern des Europäischen
Generalstaatsanwalts, den
Europäischen Staatsanwälten
und dem Verwaltungsdirek-
tor zusammen. Die dezentrale
Ebene besteht aus den Dele-
gierten Europäischen Staats-
anwälten, die in den Mit-
gliedstaaten angesiedelt sind.

Der Europäische General-
staatsanwalt ist der Leiter der
EStA. Er organisiert die Ar-
beit der EStA, leitet ihre Tä-
tigkeit und fasst Beschlüsse.
Zudem vertritt der Europä -
ische Generalstaatsanwalt die
EStA gegenüber den Orga-
nen der Union und der Mit-
gliedstaaten sowie Dritten. 

Die Europäischen Staats-
anwälte hingegen beaufsich-
tigen die Ermittlungen und
Strafverfolgungsmaßnahmen
der Delegierten Europä -
ischen Staatsanwälte. Diese
sind wiederum jene Anwäl-
te, die im Herkunftsmitglied-
staat für das jeweilige Ver-
fahren zuständig sind, je-
doch zugleich auch weiter-
hin Teil des nationalen Sys-
tems bleiben. 

Die Europäischen Staats-
anwälte erstellen Zusammen-
fassungen zu den Verfahren
und übermitteln gegebenen-
falls Vorschläge für die von
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Zentrale Anklagebehörde
Die Einrichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft wurde im Juni 2017 beschlossen. Sie ist für die

Bekämpfung von Straftaten gegen die finanziellen Interessen der Union verantwortlich. 



der Ständigen Kammer zu
fassenden Entscheidungen.
Den Rahmen für die Ermitt-
lungen setzt auch weiterhin
nationales Recht, da Fälle
dort zur Anklage gebracht
werden.

Ernennung und Entlas-
sung. Der Europäische Ge-
neralstaatsanwalt wird ein-
vernehmlich vom Europäi-
schen Parlament und vom
Rat ernannt. Seine Amtszeit
beträgt sieben Jahre und
kann nicht verlängert wer-
den. Nimmt der Europäische
Generalstaatsanwalt seine
Aufgaben nicht mehr wahr
oder hat sich eines schweren
Fehlverhaltens schuldig ge-
macht, kann er auf Antrag
des Europäischen Parla-
ments, des Rates oder der
Kommission vom Gerichts-
hof der Europäischen Union
entlassen werden. 

Der Europäische Staats-
anwalt wird hingegen für ei-
ne Amtszeit von sechs Jah-
ren vom Rat ernannt. Im
Vorfeld benennt jeder Mit-
gliedstaat drei aus seiner
Sicht geeignete Kandidaten
für dieses Amt. Der Rat
wählt in der Folge nach

Durchsicht der begründeten
Stellungnahmen eines Aus-
wahlausschusses einen der
Kandidaten als Europäischen
Staatsanwalt aus. Eine Wie-
derernennung ist nicht mög-
lich, jedoch kann der Rat be-
schließen, das Mandat um
höchstens drei Jahre nach
Ablauf der sechsjährigen
Amtszeit zu verlängern. Ein
Europäischer Staatsanwalt
kann aus denselben Gründen
wie der Europäische Gene-
ralstaatsanwalt entlassen
werden.

Unabhängige Einrichtung
der EU. Die Europäische
Staatsanwaltschaft ist eine
von den anderen EU Einrich-
tungen und den Mitgliedstaa-
ten unabhängige Behörde der
EU. Der Europäische Gene-
ralstaatsanwalt, die Stellver-
treter des Europäischen Ge-
neralstaatsanwalts, die Euro-
päischen Staatsanwälte, die
Delegierten Europäischen
Staatsanwälte, der Verwal-
tungsdirektor sowie das Per-
sonal der Europäischen
Staatsanwaltschaft handelt
beziehungsweise handeln im
gesetzlich festgelegten Inte-
resse der Union insgesamt

und darf beziehungsweise
dürfen bei der Erfüllung sei-
ner/ihrer Pflichten im Rah-
men dieser Verordnung Wei-
sungen von Personen außer-
halb der EStA, von Mitglied-
staaten oder EU-Organen  (z.
B. Rat, Parlament, Kommis-
sion), Einrichtungen oder
sonstigen Stellen der Union
weder einholen noch entge-
gennehmen (s. Art. 6 EStA-
Verordnung). Als Sitz der
EStA ist Luxemburg vorge-
sehen, wo auch der Gerichts-
hof der Europäischen Union
(EuGH) seinen Sitz hat.

Kritik. Die Einrichtung
der EStA hat diverse Fragen
– vor allem rechtlicher Natur
– wie etwa nach der Verein-
barkeit mit dem Subsidiari-
tätsprinzip aufgeworfen und
langwierige Verhandlungen
nach sich gezogen. Bereits
binnen acht Wochen nach
Vorlage des Verordnungsent-
wurfs wurde von vierzehn
nationalen Parlamenten aus
elf EU-Mitgliedstaaten im
Rahmen von begründeten
Stellungnahmen dargelegt,
weshalb der Vorschlag mit
dem Subsidiaritätsprinzip un-
vereinbar sei („gelbe Karte“).

Einige Mitgliedsstaaten sind
nach wie vor der Meinung,
dass eine EStA lediglich er-
gänzend tätig sein soll. An-
dere Mitgliedstaaten hinge-
gen hätten durchaus eine
stärkere und effizientere
 EStA begrüßt. 

Ein weiterer Kritikpunkt
war bzw. ist die komplexe
Struktur der EStA, die für die
effiziente Strafverfolgung
hinderlich sein könnte. Fer-
ner sei die Kritik am Kom-
missionsvorschlag in Bezug
auf die Befugnisse der EStA
erwähnt. Ursprünglich war
nämlich vorgesehen, dass die
EStA einen Gerichtsstand
unter mehreren in Betracht
kommenden Gerichtsständen
– auch in unterschiedlichen
Mitgliedsländern – relativ
frei wählen können solle. 

Dies rief  rechtsstaatliche
Bedenken hervor, weil es
demnach möglich gewesen
wäre, die Klage in einem an-
deren Mitgliedsstaat zu erhe-
ben als in jenem der Tatbe-
gehung. Dadurch wäre die
Verteidigung für die Ange-
klagten maßgeblich er-
schwert worden.

Antonio-Maria Martino
Theres Hartmann
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20 EU-Mitgliedstaaten errichten die Europäische Staatsanwaltschaft.


